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Auf die oben bezeichnete Anfrage erlaube ich mir, im Benehmen 
mit dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen wie folgt zu 
antworten : 


1 . 

Die Empfehlung 29 der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 24. August 1950 (Doc. AS (2) 100) betreffend die Ausdehnung 
des Systems der sozialen Siclierheit auf fremde Staatsangehörige ist 
in der Bundesrepublik Deutschland insofern verwirklicht, als deutsche 
und ausländische Staatsangehörige in ihren Rechten und Pflichten 
aus der deutschen Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung, 
solange sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Bundesrepublik haben, einander grundsätzlich gleichgestellt sind. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus bestrebt, ausländische Staats- 
angehörige auch bei freiwilligem gewöhnlichem Aufenthalt im Aus- 
land unter Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit den 
deutschen Staatsangehörigen gleichzustellen. 

2 . 

Die Bundesrepublik Deutschland hat zwei- oder mehrseitige Ab- 
kommen über Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung mit 
folgenden Mitgliedstaaten des Europarates abgeschlossen: 

1. Sozial V ersicherung 

Frankreich (Abkommen vom 10. Juli 1950, in Kraft seit dem 
1 . November 1952), 

Niederlande (Abkommen vom 29. März 1951, in Kraft seit dem 
1. November 1952), 
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Österreich (Erstes Abkommen vom 2L April 1951, Zweites Ab- 
kommen vom 11. Juli 1953, beide in Kraft seit dem 
1. Januar 1953), 

Dänemark (Abkommen vom 14. August 1953, in Kraft seit dem 
1. November 1954), 

Italien (Abkommen vom 5. Mai 1953, in Kraft seit dem 1. April 1956), 

Belgien, Frankreich, Großbritannien, Niederlande und die Schweiz, 
die nicht Mitglied des Europarates ist 

(Abkommen über die Soziale Sicherheit der Rhein- 
schiffer vom 27. Juli 1950, in Kraft seit dem 1. Juni 1953). 

n. Arbeitslosenversicherung 

Österreich (Abkommen vom 19. Mai 1951 und vom 3l. Okto- 
ber 1953, in Kraft seit 1. Januar 1953 bzw. 1. No- 
vember 1955), 

Italien (Abkommen vom 5. Mai 1953, in Kraft seit 1. De- 
zember 1954), 

Niederlande (Abkommen vom 29. Oktober 1954, jn ^Kraft seit 
1. April 1956). 

Diese Abkommen enthalten als wesentliche Grundsätze u. a. 

die Gleichstellung der beiderseitigen Staatsangehörigen, gleichgül- 
tig, ob sie sich in einem der Vertragsstaaten oder in einem ande- 
ren Staat aufhalten, sowie 

die Zusammenrechnung der in den Vertragsstaaten nacheinander 
zurückgelegten Versicherungszeiten für die ^Prüfung der Voraus- 
setzungen des Leistungsanspruchs und für die Höhe der zu 
gewährenden Leistung. 

Dieselben Grundsätze sollen in dem „Abkommen über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer” festgelegt werden. Die abschlies- 
senden Beratungen über den Entwurf dieses Abkommens, das die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg 
und die Niederlande) verbinden wird, sind zur Zeit im Gang. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ferner im Rahmen des Europa- 
rates Vertragspartnerin 

des Vorläufigen Europäischen Abkommens über die Soziale 
Sicherheit unter Ausschluß der Systeme für den Fall des Alters, 
der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen sowie 

des Vorläufigen Europäischen Abkommens über die Systeme der 
Sozialen Sicherheit für den Fall des Alters, der Invalidität und 
zugunsten der Hinterbliebenen. 

Beide Abkommen sind am 11. Dezember 1953 unterzeldinet worden 
und für die Bundesrepublik am 1. September 1956 in Kraft 
getreten. 
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Diese Abkommen regeln die Gleichbehandlung der Staatsangehörigen 
aller Mitglieder des Europarats bei Durchführung der innerstaat- 
liehen Rechtsvorschriften und bei Anwendung zwei- oder mehr- 
seitiger Abkommen über Soziale Sicherheit, die zwischen den Mitglied- 
staaten in Kraft sind. 

Zweiseitige Gegenseitigkeitsabkommen über Sozialversicherung mit 
folgenden Staaten werden zur Zeit vorbereitet: 

Großbritannien ^das Abkommen wurde 'am 18. Dezember 1956 
unterzeichnet), 

Belgien (das Abkommen wurde am 1. Dezember 1956 paraphiert), 
Luxemburg, 

Schweden. 

Zweiseitige Gegenseitigkeitsabkommen über Arbeitslosenversicherung 
mit folgenden Staaten werden zur Zeit vorbereitet: 

Großbritannien (das Abkommen wurde am 18. Dezember 1956 
unterzei.dinet), 

Dänemark (paraphiert), 

Schweden (paraphiert), 

Belgien (paraphiert). 


3 . 

Die Bundesregierung beabsichtigt, weitere zwei- oder mehrseitige 
Gegenseitigkeitsabkommen über Soziale Sicherheit zu treffen, soweit 
sie notwendig sind, um die Lücken zu schließen, die auch 'unter 
Berücksichtigung der in Kraft befindlichen zwei- und mehrseitigen 
Abkommen und der Übereinkommen der Internationalen Arbeits- 
organisation noch bestehen. 
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